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ür die Begründung von Wohnungseigentum bedarf es neben der  

Teilungs erklärung (oder dem Teilungsvertrag) eines Aufteilungsplans und 

einer sogenannten Abgeschlossenheitsbescheinigung (§ 7 Abs. 4 WEG).  

Wer häufiger mit dieser Materie befasst ist, kennt das Problem: Grundbuchämter 

und Baubehörden haben in Detailfragen oft unterschiedliche Vorstellungen, 

welchen Anforderungen ein Aufteilungsplan genügen muss. Das Gesetz  

beschränkt sich auf wenige Sätze. Rechtsprechung liegt nur vereinzelt vor. Die 

Kommentarliteratur ist oft dünn. Die von vielen Baubehörden herausgegebenen 

Hinweisblätter binden die Grundbuchämter nicht und sind bisweilen mit dem  

WEG nicht vereinbar. Der vorliegende Beitrag soll den Stand der Rechtsprechung 

und des Schrifttums zusammenfassen, Widersprüche aufdecken und eine Reihe 

bislang nicht behandelter Detailfragen ansprechen.
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1   | AUFTEILUNGSPLAN 
 
Bei dem Aufteilungsplan handelt es sich nach der Legaldefinition 
des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG um »eine von der Baubehörde mit 
Unterschrift und Siegel oder Stempel versehene Bauzeichnung, 
aus der die Aufteilung des Gebäudes und des Grundstücks sowie 
die Lage und Größe der im Sondereigentum und der im gemein-
schaftlichen Eigentum stehenden Teile des Gebäudes und des 
Grundstücks ersichtlich« sind, wobei »alle zu demselben Woh -
nungseigentum gehörenden Einzelräume und Teile des Grund-
stücks mit der jeweils gleichen Nummer zu kennzeichnen« sind. 
 
Weiter gehende gesetzliche Bestimmungen zu Inhalt, Umfang 
und Ausgestaltung des Aufteilungsplans existieren nicht. Fragen 
hierzu lassen sich daher nur durch Auslegung des Gesetzes unter 
besonderer Berücksichtigung der Funktion des Aufteilungsplans 
beantworten. 
 
 
1.1  | Funktion des Aufteilungsplans 
 
Der Bundesgerichtshof beschreibt die Funktion des Aufteilungs-
plans wie folgt: Der Aufteilungsplan soll sicherstellen, dass dem 
Bestimmtheitsgrundsatz des Sachen- und Grundbuchrechts Rech-
nung getragen wird, indem der Plan die Aufteilung des Gebäudes 
sowie die Lage und Größe des Sondereigentums und der im ge-
meinschaftlichen Eigentum stehenden Gebäudeteile ersichtlich 
macht.1 Bei Grundstücken ergibt sich der Grenzverlauf aus der 
dem Liegenschaftskataster zugrunde liegenden Liegenschafts-
karte. Dieselbe sachenrechtliche Abgrenzungsfunktion wie das 
Liegenschaftskataster erfüllt bei der Aufteilung in Wohnungsei-
gentum der Aufteilungsplan, der an die Stelle der Vermessung 
und katastermäßigen Erfassung tritt.2 Der Aufteilungsplan soll ver-
deutlichen, welche Räume nach der Teilungserklärung zu wel-
chem Sondereigentum gehören und wo die Grenzen der im Son-
dereigentum stehenden Räume untereinander sowie gegenüber 
dem gemeinschaftlichen Eigentum verlaufen.3 
 
Eine weiter gehende Bedeutung hat der Aufteilungsplan nicht. 
Insbesondere kommt dem Aufteilungsplan nicht die Funktion zu, 
die Rechte der Wohnungs- und Teileigentümer über die Bestim-
mung der Grenzen des jeweiligen Eigentums hinaus zu erweitern 
oder zu beschränken, insbesondere was Fragen der zulässigen 
Nutzung anbelangt.4 
 
 
1.2  | Allgemeine Verwaltungsvorschrift (AVA) 
 
Die Bundesregierung hat am 6. Juli 2021 aufgrund Art. 84 Abs. 2 
GG eine neue Allgemeine Verwaltungsvorschrift für die Ausstel-
lung von Bescheinigungen nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
(AVA) erlassen5 und damit zugleich die seit dem Jahr 1974 gel-
tende AVA außer Kraft gesetzt. Die AVA enthält Richtlinien für die 
Baubehörden bei der Erteilung von Abgeschlossenheitsbeschei-

nigungen. Dort heißt es zum Aufteilungsplan sinngemäß: Es  
han delt sich um eine Bauzeichnung in einem Format von maximal 
DIN A3. Die Bauzeichnung muss bei bestehenden Gebäuden  
eine Baubestandszeichnung sein. Die Maßangaben zu Stellplätzen 
und Teilen des Grundstücks müssen es ermöglichen, die Größe 
und Lage der zum Sondereigentum gehörenden Flächen ausge-
hend von den Grenzen des Grundstücks oder eines Gebäudes zu 
be stimmen.  
 
Die AVA ist eine rein verwaltungsinterne Regelung. Sie entfaltet 
keine Rechtswirkung nach außen. Sie ist keine Rechtsnorm.6 Sie 
bindet weder den Bürger noch die Grundbuchämter und Gerichte. 
Sie ist aber für die nach Landesrecht zuständigen Behörden (im 
vorliegenden Fall das Bauamt) verbindlich und der Bürger kann 
verlangen, dass die Behörden sich daran halten und gemäß den 
Vorgaben der AVA die Abgeschlossenheitsbescheinigung er -
 teilen.7  
 
 
1.3  | Inhaltliche Anforderungen  

an den Aufteilungsplan im Detail 
 
1.3.1  | Bauzeichnung 
 
Nach dem Wortlaut des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG handelt es sich 
beim Aufteilungsplan um eine »Bauzeichnung«. Was unter einer 
Bauzeichnung in diesem Sinne zu verstehen ist, ist weder dem 
Wohnungseigentumsgesetz (WEG) noch anderen bundesgesetz -
lichen Vorschriften zu entnehmen. Auf Landes- oder Kommunal-
gesetze kommt es insoweit nicht an, da die Länder und Kom -
munen für die Ausgestaltung des wohnungseigentumsrecht-
lichen Begriffs der Bauzeichnung keine Gesetzgebungskompe-
tenz haben.  
 
Bei der Bauzeichnung handelt es sich dem natürlichen Wortver-
ständnis nach um eine Zeichnung, die Baulichkeiten darstellt. 
Nach § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG müssen aus der Bauzeichnung 
die »Aufteilung des Gebäudes und des Grundstücks sowie die 
Lage und Größe der im Sondereigentum und der im gemein-
schaftlichen Eigentum stehenden Teile des Gebäudes und des 
Grundstücks ersichtlich« sein. 
 
1.3.2  | Darstellung von Räumen 
 
Mit der Formulierung »der im Sondereigentum und der im ge-
meinschaftlichen Eigentum stehenden Teile des Gebäudes« 
können nach der Konzeption des WEG nur Räume, d. h. Kuben in 
ihrer dreidimensionalen Ausrichtung (quasi umbaute Luft), ge-
meint sein. Nicht gemeint sein können die baulichen Bestandteile 
des Gebäudes (z. B. Wände, Decken, Böden). Denn der teilende Ei-
gentümer kann nur bestimmen, welche Räume/Kuben – im Sinne 
von umbauter Luft – zum Sondereigentum gehören sollen. Wenn 
es um die baulichen Bestandteile oder Anlagen des Gebäudes 
geht, hat der Eigentümer nahezu keinerlei Gestaltungsmöglich-
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keit. Denn die Folgefrage, welche baulichen Bestandteile und  
Anlagen des Gebäudes zum Sondereigentum gehören, wenn  
ein bestimmter Raum (Kubus) im Gebäude durch die Teilungs -
erklärung nebst Aufteilungsplan dem Sondereigentum zuge-
wiesen wird, beantwortet § 5 Abs. 1 Satz 1 zweiter Teil WEG.8  
Für die als Aufteilungsplan dienende Bauzeichnung folgt daraus, 
dass sich aus dieser die dreidimensionalen Grenzen eines jeden 
Raumes, welcher dem Sondereigentum zugewiesen werden soll, 
ergeben müssen. Der Aufteilungsplan muss hingegen nicht sämt -
liche baulichen Bestandteile und technischen Anlagen darstellen, 
die gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 zweiter Teil WEG zum Sondereigen -
tum gehören, wie z. B. nichttragende Innenwände innerhalb der 
Wohnung und Innentüren. Denn diese sind weder für die sachen-
rechtlichen Grenzen des Sondereigentums noch für die Beurtei-
lung der Abgeschlossenheit von Bedeutung. 
 
1.3.3  | Grundrisse, Ansichten, Schnitte 
 
Um die »Aufteilung des Gebäudes« ersichtlich zu machen, wie § 7 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG es fordert, bedarf es einer zeichnerischen 
Darstellung des Gebäudes in seiner dreidimensionalen Ausgestal-
tung. Der Aufteilungsplan besteht im Regelfall aus Grundrissen 
der Gebäudeetagen, Ansichten des Gebäudes und einem oder 
mehreren Gebäudelängsschnitten. Die Außengrenzen des Ge-
bäudes müssen hinsichtlich Länge, Breite und Höhe ebenso er-
sichtlich sein wie die Längen, Breiten und Höhen der im Sonder -
eigentum und im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden Raum-
kuben.9 Mit anderen Worten: Die vertikalen und horizontalen 
Grenzen eines jeden dem Sondereigentum zugewiesenen Raum-
kubus müssen erkennbar sein.  
 
1.3.3.1 Schnitte 
 
Eine solche Darstellung lässt sich nicht allein mit Grundrissen der 
einzelnen Etagen bewerkstelligen. Denn ein Grundriss lässt nur 
die Grenzen der Räume in horizontaler Richtung erkennen, nicht 
die Grenzen in vertikaler Richtung. Folglich gehören zum Auf -
teilungsplan auch Zeichnungen, die die Aufteilung des Gebäudes 
in vertikaler Richtung zeigen. Diese Funktion übernehmen im  
Regelfall Ansichten des Gebäudes und Längsschnitte durch das 
Gebäude. Da klar sein muss, an welcher Stelle eine Längsschnitt -
zeichnung das Gebäude darstellt, muss die Bauzeichnung hierzu 
ebenfalls Angaben enthalten, am besten durch die Einzeichnung 
der Schnittlinien in den Grundrissen. Verläuft der Längsschnitt lot -
recht durch das Gebäude (was in der Regel der Fall sein dürfte), 
genügt die Darstellung der Schnittlinie im Grundriss nur einer 
Etage, z. B. des Erdgeschosses. 
 
Die Anzahl der notwendigen Schnitte hängt von der Gliederung 
des Gebäudes ab. Aus dem Schnitt sollen sich die Grenzen des 
Sondereigentums und gemeinschaftlichen Eigentums in ver tikaler 
Richtung ergeben. Gibt es keine Etagenversprünge im Gebäude 
und sind sämtliche Räume gleich hoch, kann eine Schnittzeich-
nung je Gebäude genügen, wenn aus dieser Aussagen für alle 

übrigen Gebäudebereiche abgeleitet werden können. Je kom-
plexer und zergliederter das Gebäude ist, desto mehr Schnitt -
zeichnungen sind erforderlich, um dem sachenrechtlichen Be -
stimmtheitsgebot zu genügen. Letztlich müssen die Zeichnungen 
so vollständig sein, dass ihnen die Grenzen aller im Sondereigen-
tum und im gemeinschaftlichen Eigentum stehen den Raumkuben 
entnommen werden können. 
 
1.3.3.2 Ansichten 
 
1.3.3.2.1 Allgemeine Anforderungen 
 
Gebäudeansichten gehören nach einhelliger Meinung ebenfalls 
zum Aufteilungsplan.10 Ansichten zeigen die Außenhülle des Ge-
bäudes und ergänzen somit die dreidimensionale Darstellung des 
Gebäudes. Sie liefern ein besseres Verständnis von der Gebäude -
struktur. Ob sie zwingender Bestandteil des Aufteilungsplans sind, 
hängt vom Einzelfall ab. Die Entscheidung richtet sich danach, ob 
bereits aus den übrigen Bauzeichnungen die Aufteilung des Ge-
bäudes sowie die Lage und Größe der im Sondereigentum und 
der im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden Teile des Ge-
bäudes ausreichend hervorgehen. Die Grundrisse der einzelnen 
Etagen zeigen die Grenzen des Sondereigentums und des ge-
meinschaftlichen Eigentums in horizontaler Richtung. Der oder 
die Gebäudeschnitte liefern die entsprechenden Angaben in ver-
tikaler Richtung. Da aber ein Schnitt das Gebäude nur an einer 
bestimmten Stelle zeigt, bedarf es mitunter noch der Information, 
dass der Schnitt für das gesamte Gebäude repräsentativ ist, oder 
wenn der Schnitt nur für bestimmte Bereiche des Gebäudes re-
präsentativ ist, welche Gebäudebereiche dies sind. Diese Infor-
mation können Ansichten vom Gebäude liefern. Gehört im Einzel-
fall zum Aufteilungsplan nur ein (einziger) Schnitt, wird zu hinter-
fragen sein, ob dies für einen objektiven Betrachter zweifelsfrei so 
zu verstehen ist, dass der Schnitt für das gesamte Gebäude re -
präsentativ ist. Auch diese Frage lässt sich häufig anhand der Ge-
bäudeansichten beantworten, was die Ansichtszeichnung dann 
meist unverzichtbar macht.  
 
1.3.3.2.2 Fassaden ohne Fenster und Türen 
 
Bei den Grundbuchämtern und den für die Erteilung der Abge -
schlossenheitsbescheinigung zuständigen Behörden werden un-
terschiedliche Ansichten zu der Frage vertreten, ob für die Begrün-
dung von Wohnungseigentum auch Ansichtszeichnungen von 
Gebäudeseiten erforderlich sind, die über eine geschlossene Fas-
sade ohne Fenster verfügen und die vielleicht sogar direkt an der 
Grundstücksgrenze stehen und das Nachbargebäude direkt be-
rühren. Wie die vorstehenden Ausführungen zeigen, hängt die 
Antwort vom Einzelfall ab. Lassen sich den vorhandenen Bauzeich-
nungen die Gliederung des Gebäudes und die dreidimensionalen 
Grenzen der zum Sondereigentum und gemeinschaftlichen Ei-
gentum gehörenden Raumkuben entnehmen, sind Zeichnungen 
von Fassaden, die über keine Fenster und keine Türen verfügen, 
nicht erforderlich.11 
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1.3.3.3 Darstellung von Fenster- und Türöffnungen 
 
Fraglich ist weiterhin, ob in der als Aufteilungsplan fungierenden 
Bauzeichnung (Grundrisse, Ansichten, Schnitte) Fenster und Türen 
dargestellt werden müssen. Fenster und Türen befinden sich meist 
an den räumlichen Außengrenzen eines Sondereigentumskubus. 
Verfügt eine Wand über eine Fenster- oder Türöffnung, hat dies 
auf den Verlauf der Grenze des Sondereigentumskubus meist in-
soweit Einfluss, als die Tür- oder Fensternische, also der Bereich 
von der Innenseite der Wand bis zur Innenseite des Fensterflügels 
oder des Türblatts, ebenfalls zum Sondereigentumsbereich ge-
hören soll. Folglich wären die Fensternischen und Türnischen 
ebenfalls im Grundriss darzustellen. Sind aber in den Grundrissen 
die Fenster und Türen aus o. g. Gründen darzustellen, dann ge-
hören die Fenster und Türen auch in die Zeichnungen der Gebäu-
deansichten und Schnitte. Würde man die Fenster und Türen in 
den Ansichten weglassen, obwohl diese in den Grundrissen ein -
gezeichnet sind, widersprächen sich die Grundrisse und die  
Ansichtszeichnungen und der Aufteilungsplan würde die für das 
sachenrechtliche Bestimmtheitsgebot notwendige Eindeutigkeit 
vermissen lassen. In der Literatur wird hingegen teilweise die An-
sicht vertreten, die Einzeichnung von Fenstern sei grundsätzlich 
nicht erforderlich.12 

 
1.3.3.4 Nummern in Ansichten und Schnitten? 
 
In der Praxis besteht ferner Uneinigkeit hinsichtlich der Frage, ob 
in den Gebäudeansichten dargestellte Fenster und Türen mit den 
jeweiligen Nummern des Sondereigentums gekennzeichnet sein 
müssen. Teilweise wird die Einzeichnung der Nummern lediglich 
empfohlen, aber nicht gefordert. Einige Bauämter meinen, Num-
mern in Fenstern und Türen müssten zwingend weggelassen wer-
den. Ein ähnlicher Streitpunkt besteht darin, ob in den Längs-
schnitten die dargestellten Räume, Türen und Fenster mit der je -
wei ligen Sondereigentumsnummer zu kennzeichnen sind. 
 
Der Gesetzestext gibt auf diese Fragen keine Antworten. In § 7 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz WEG heißt es zwar, dass alle zu 
demselben Wohnungseigentum gehörenden Einzelräume mit der 
jeweils gleichen Nummer zu kennzeichnen sind. Damit will der 
Gesetzgeber aber nur sagen, dass die Zusammengehörigkeit aller 
zu demselben Wohnungseigentum gehörenden Räume durch 
eine einheitliche Nummerierung der Räume zum Ausdruck ge-
bracht werden soll. Damit ist aber nichts dazu gesagt, wie und wo 
die Nummern in den zum Aufteilungsplan gehörenden Bauzeich-
nungen anzubringen sind. 
 
Nach Sinn und Zweck des Aufteilungsplans sind die Nummern so 
anzubringen, dass aus Sicht eines objektiven Betrachters eindeu-
tig erkennbar ist, welche Räume im Sondereigentum stehen und 
welche Räume zu demselben Wohnungs- oder Teileigentum ge-
hören. Um dieses Ziel zu erreichen, kann es im Einzelfall genügen, 
die Nummern nur in den Grundrisszeichnungen anzubringen und 
in den Ansichten und Schnitten darauf zu verzichten. Bei kompli-

ziert strukturierten Gebäuden, z. B. bei Gebäuden mit Räumen 
»zwischen den Etagen«, kann die Angabe von Wohnungsnum-
mern in den Ansichten und Schnitten im Einzelfall unerlässlich 
sein, um die Zuordnung der Räume zu einer Wohnungseigentums -
einheit eindeutig zum Ausdruck zu bringen.  
 
Wäre es nach den vorstehend beschriebenen Grundsätzen im 
konkreten Fall entbehrlich, in die Ansichten und Schnitte 
Wohnungsnummern einzutragen, so darf das Weglassen der 
Nummern in den Ansichten und Schnitten aber keine Zweifel da-
rüber hervorrufen, ob die Räume hinter den Fenstern und Türen 
und die im Schnitt dargestellten Räume nun zum Sondereigen-
tum oder zum gemeinschaftlichen Eigentum gehören. Grundrisse, 
Ansichten und Schnitte dürfen sich also bei der Nummerierung 
nicht widersprechen. Wird im Einzelfall auf die Darstellung von 
Nummern in Ansichten und Schnitten verzichtet (weil dies aus 
Klarstellungsgründen nicht erforderlich ist und die Nummerierung 
in den Grundrissen genügt), sollte auf den Ansichten und 
Schnitten der klarstellende Vermerk angebracht werden, dass die 
Nummern bewusst weggelassen wurden und das Fehlen der 
Nummern nicht bedeute, dass die Räume hinter den dargestellten 
Fenstern und Türen stets zum gemeinschaftlichen Eigentum ge-
hören. Gleiches gilt für Schnittzeichnungen. 
 
Zu vermeiden sind Zeichnungen von Ansichten und Schnitten, bei 
denen die Sondereigentumsräume (und Balkone) teilweise mit 
Nummern gekennzeichnet sind und teilweise nicht. In solchen 
Fällen ist Verwirrung vorprogrammiert und es mangelt an der not-
wendigen sachenrechtlichen Bestimmtheit. 
 
1.3.3.5 Darstellung von Gebäuden und Gebäudeteilen,  

an denen kein Sondereigentum begründet wird 
 
Noch ungeklärt ist, inwieweit der Aufteilungsplan auch solche Ge-
bäude und Bereiche eines Gebäudes darstellen muss, an denen 
kein Sondereigentum begründet wird, die also zum gemeinschaft-
lichen Eigentum gehören, z. B. gemeinschaftlich nutzbare Ga-
ragen, Kellergeschosse, Dachspeicher.  
 
In § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG heißt es, dass aus der Bauzeichnung 
die »Aufteilung des Gebäudes und des Grundstücks sowie die 
Lage und Größe der im Sondereigentum und der im gemein-
schaftlichen Eigentum stehenden Teile des Gebäudes und des 
Grundstücks ersichtlich« sein müssen. Daraus wird teilweise ge-
folgert, dass auch die im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden 
Teile des Gebäudes (d. h. die Räume) im Aufteilungsplan darzu -
stellen seien,13 was allerdings nicht ausschließe, dass es auch Ein-
zelfälle geben könne, bei denen zur Erreichung der notwendigen 
sachenrechtlichen Bestimmtheit keine Grundrisse von Etagen 
ohne Sondereigentumsräume erforderlich seien, z. B. bei Kriech-
böden oder Kriechkellern ohne ausreichende Standhöhe.14 Es sei 
auch nicht erforderlich, einzelne Wände und Räume innerhalb 
einer vollständig zum gemeinschaftlichen Eigentum gehörenden 
Etage darzustellen.15 
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Das Bayerische Oberste Landesgericht (BayObLG)16 hat hierzu in 
einer Entscheidung des Jahres 1980 ausgeführt: § 7 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 WEG verlange die Vorlage einer Bauzeichnung, aus der sich 
Lage und Größe der im Sondereigentum und der im gemeinschaft -
lichen Eigentum stehenden »Gebäudeteile« ergäben. Im Gesetz 
sei gerade nicht (nur) von »Räumen« die Rede. Die Bauzeichnung 
müsse mithin alle Gebäudeteile erfassen. Dass gewisse Gebäude-
teile (z. B. die Dachkonstruktion) nach § 5 Abs. 2 WEG zwingend 
gemeinschaftliches Eigentum sind, stehe dem ebenso wenig ent-
gegen wie die Tatsache, dass bei nicht oder nicht ausreichend vor-
genommener Bezeichnung als Sondereigentum die entsprechen -
den Gebäudeteile zum gemeinschaftlichen Eigentum gehören. 
Denn die Bauzeichnung müsse auch die im gemeinschaftlichen 
Eigentum stehenden Teile erfassen, weil nur so überprüft werden 
könne, ob eine zulässige Abgrenzung zwischen Sonder- und Ge-
meinschaftseigentum vorgenommen worden sei. Regelmäßig 
werde es deshalb erforderlich sein, neben den Grundrissen auch 
Schnitte und Ansichten des Gebäudes vorzulegen. Diese müssten 
sich auf das gesamte Gebäude beziehen. Es sei deshalb nicht an-
gängig, etwa für das Dach überhaupt keine Pläne vorzulegen mit 
der Begründung, die Dachkonstruktion sei ohnedies zwingend 
nach § 5 Abs. 2 WEG Gemeinschaftseigentum und eventuell im 
Dachgeschoss befindliche Räume stünden mangels besonderer 
Kennzeichnung ebenfalls im Gemeinschaftseigentum. 
 
In einer späteren Entscheidung führte das BayObLG17 aus, für ein 
vollständig im gemeinschaftlichen Eigentum stehendes Gebäude 
(es ging um eine Garage) müssten Grundriss, Ansichten und Schnit -
te nicht vorgelegt werden, wenn klar sei, dass an dem Gebäude 
kein Sondereigentum begründet werde. Denn eine Abgrenzung 
von Sondereigentum und gemeinschaftlichem Eigentum sei in 
diesem Fall weder möglich noch erforderlich. Eine nähere Be -
schreibung der im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden Ge-
bäude sei deshalb nicht geboten. 
 
Das BayObLG unterscheidet somit offensichtlich zwischen Ge-
bäuden, in denen ein oder mehrere Räume zu Sondereigentum 
erklärt werden, und Gebäuden, in denen sämtliche Räume zum 
gemeinschaftlichen Eigentum gehören. Im erstgenannten Fall 
müsse das Gebäude im Regelfall im Aufteilungsplan vollständig 
dargestellt werden, im zweitgenannten Fall nicht. Das BayObLG 
scheint implizit davon auszugehen, dass es – bei bestimmten bau-
lichen Gestaltungen – im gemeinschaftlichen Eigentum stehende 
Räume auf dem Grundstück geben könne, die keiner detaillierten, 
dreidimensionalen Darstellung im Aufteilungsplan bedürften. 
Dies gelte für solche Räume des gemeinschaftlichen Eigentums, 
deren Darstellung nicht erforderlich sei, um Lage und Grenzen der 
zum Sondereigentum gehörenden Räume in dem jeweiligen  
Gebäude (und auf dem Grundstück) eindeutig bestimmen zu 
können. Solche Räume kann es nicht nur in Gebäuden geben, die 
vollständig im gemeinschaftlichen Eigentum stehen. Solche Räu -
me sind auch in Gebäuden denkbar, bei denen ein oder mehrere 
Räume im Sondereigentum stehen. Ob ein zum gemeinschaft-
lichen Eigentum gehörender Raum detailliert mit allen Wänden, 
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Boden und Decke in der Bauzeichnung dargestellt werden muss, 
hängt davon ab, ob diese zeichnerischen Details erforderlich sind, 
um die im Sondereigentum stehenden Räume innerhalb des Ge-
bäudes auffinden und die dreidimensionalen Grenzen des Son -
der eigentums eindeutig nachvollziehen zu können. Befinden sich 
z. B. auf einer Etage ausschließlich Räume des gemeinschaftlichen 
Eigentums, dann wird es in der Regel nicht erforderlich sein, in der 
Grundrisszeichnung von dieser Etage sämtliche Wände und Wand-
verläufe darzustellen. Denn es gibt auf dieser Etage keine Wand, 
an die ein Sondereigentumsraum angrenzt.  
 
Andererseits muss aus dem Aufteilungsplan hinreichend klar her-
vorgehen, dass es die betreffende Etage innerhalb des Gebäudes 
gibt und dass dort sämtliche Räume zum gemeinschaftlichen Ei-
gentum gehören und somit dort keine Sondereigentumsgrenzen 
verlaufen. Dafür würde jedoch ein Grundriss dieser Etage genü -
gen, der sämtliche Bereiche der Etage hinreichend klar als gemein-
schaftliches Eigentum ausweist. Hier gilt das Gleiche wie bei aus 
mehreren aneinandergrenzenden Räumen bestehenden Woh -
nungen. Auch dort ist anerkannt, dass in der Grundrisszeichnung 
die Innenwände der Wohnung nicht dargestellt werden müssen, 
weil die Innenwände für die Darstellung der Außengrenzen der 
Sondereigentumseinheit ohne Bedeutung sind. 
 
Was bedeutet dies für Gebäude, die vollständig zum gemein-
schaftlichen Eigentum gehören? Das BayObLG vertrat in einer Ent-
scheidung die Ansicht, dass für auf dem Grundstück befindliche 
Garagengebäude ein Grundriss genüge und keine Ansichten und 
Schnitte vorgelegt werden müssten, wenn an den Garagen kein 
Sondereigentum begründet werde.18 Das Oberlandesgericht (OLG) 
Düsseldorf hat daran anknüpfend ausgeführt, aus dem Grundriss 
müssten sich die Lage und Größe der Garagen ergeben.19 Nach 
einer in der Literatur vertretenen Ansicht müssen Gebäude, in 
denen sich kein Sondereigentumsraum befinde, weder im Lage-
plan eingezeichnet sein, noch müssen von solchen Gebäuden 
Grundrisse, Ansichten oder Schnitte gefertigt werden.20 
 
Die letztgenannte Ansicht verdient Zustimmung. Die Darstellung 
sondereigentumsloser Gebäude im Aufteilungsplan ist nicht er-
forderlich, um Räume des Sondereigentums von Bereichen des 
gemeinschaftlichen Eigentums abgrenzen zu können. Zugege-
benermaßen heißt es zwar in § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG, dass aus 
der Bauzeichnung die Lage und Größe der im gemeinschaftlichen 
Eigentum stehenden Teile des Gebäudes und des Grundstücks er-
sichtlich sein müssen.  
 
Der Gesetzgeber hat aber offenbar nicht bedacht, dass es in der 
Praxis im gemeinschaftlichen Eigentum stehende Räume geben 
kann, deren Darstellung nicht erforderlich ist, um die dem Auf -
teilungsplan zugeschriebene Funktion zu erfüllen. Da nicht an -
zunehmen ist, dass der Gesetzgeber auch rechtlich sinnlose Dar-
stellungen im Aufteilungsplan anordnen wollte, ist insoweit eine 
teleologische Reduktion des Wortlauts der Norm geboten. 
 

1.3.3.6 Balkone, Dachterrassen, Loggien 
 
Balkone werden ganz überwiegend als sondereigentumsfähig 
angesehen,21 obwohl ein Balkon keine räumliche Begrenzung 
nach oben hat und daher nicht nach oben »abgeschlossen« ist. 
Folgt man dieser Ansicht, kann ein Balkon als Raum/Kubus dem 
Sondereigentum zugewiesen werden. Dafür muss er im Auftei-
lungsplan als Sondereigentum ausgewiesen, d. h. mit einer Num -
mer gekennzeichnet werden. Der Sondereigentumskubus dürfte 
in diesem Fall in Höhe der Oberkante der Brüstung enden. Wird 
der Balkon nicht als Sondereigentum gekennzeichnet, gehört er 
als Raum zum gemeinschaftlichen Eigentum.22 
 
Die Frage, ob ein Balkon, der nur über einen zum Sondereigentum 
gehörenden Raum zugänglich ist, zwingend zum Sondereigen-
tum gehören muss, ist mit der überwiegenden Meinung zu ver-
neinen.23 Zum einen kennt das Wohnungseigentumsrecht keine 
Räume, die zwingend zum Sondereigentum gehören müssen. 
Zum anderen hindert der Umstand, dass der Balkon nur über 
einen Sondereigentumsraum erreichbar ist, nicht die Entstehung 
von gemeinschaftlichem Eigentum daran.24 Denn über Räume 
des gemeinschaftlichen Eigentums müssen nur solche Räume zu-
gänglich sein, auf deren Benutzung bzw. Erreichbarkeit die Eigen-
tümergemeinschaft zwingend angewiesen ist (und die deshalb 
zum gemeinschaftlichen Eigentum gehören müssen). Räume, auf 
deren Benutzung bzw. Erreichbarkeit die Eigentümergemeinschaft 
nicht zwingend angewiesen ist, können sowohl Sondereigentum 
als auch gemeinschaftliches Eigentum sein.25 

 
Gemäß den vorstehend für Balkone dargelegten Grundsätzen 
kann auch eine zum Gebäude gehörende Dachterrasse oder Auf-
dachterrasse als Raum zu Sondereigentum erklärt werden, wenn 
die Terrasse nach allen Seiten durch Mauern oder Brüstungen 
räumlich abgeschlossen ist. Gleiches gilt für Loggien.26 
 
1.3.4  | Alter der Bauzeichnungen 
 
Hauseigentümer verfügen mitunter über sehr alte Gebäudepläne, 
oft aus der Zeit der Errichtung des Gebäudes um die vorletzte 
Jahrhundertwende. Sie fragen dann, ob diese Zeichnungen als 
Aufteilungspläne verwendet werden können, wenn nachträglich 
noch die Wohnungsnummern eingezeichnet werden.  
 
Diese Frage kann nicht pauschal wegen des Alters der Pläne ver-
neint werden. Das Erstellungsdatum bzw. Alter der Zeichnungen 
ist unerheblich. Alte Zeichnungen sind jedoch häufig von schlech-
ter Qualität, insbesondere, wenn sie schon mehrfach kopiert wur-
den. Mitunter lässt sich bei solchen Zeichnungen nicht eindeutig 
feststellen, was Dreckfleck auf dem Papier und was gewollte Ein-
zeichnung ist.  
 
Entscheidend ist letztlich, ob die Pläne den Gebäudebestand kor-
rekt wiedergeben und die formalen Anforderungen des WEG an 
Aufteilungspläne erfüllen. Die Zeichnungen müssen hinsichtlich 
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der Darstellungsschärfe zumindest von so guter Qualität sein, dass 
sich die Grenzen des Sondereigentums und des gemeinschaft-
lichen Eigentums zweifelsfrei bestimmen lassen. 
 
1.3.5  | Qualität, Maßstab und Schärfe  

der Bauzeichnungen 
 
Das Gesetz stellt keine konkreten Anforderungen an die Qualität 
der als Aufteilungsplan dienenden Bauzeichnung. Daher muss die 
Zeichnung nicht die qualitativen und inhaltlichen Anforderungen 
erfüllen, die im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens an 
Bauzeichnungen gestellt werden. Die Erteilung der Baugeneh -
migung hängt von anderen Voraussetzungen ab als die Beurtei-
lung der Abgeschlossenheit von Räumen und die Abgrenzung 
von Sondereigentum und gemeinschaftlichem Eigentum. Es ist 
des halb auch nicht erforderlich, die Zeichnungen mithilfe eines 
Computers zu erstellen. Eine händisch gefertigte Zeichnung kann 
durchaus die Anforderungen an einen Aufteilungsplan erfüllen. 
Ein Foto vom Gebäude stellt hingegen keine Zeichnung dar und 
genügt daher nicht.27 
 
Zur Darstellung der Raumgrenzen/Wände: Die räumlichen Gren-
zen des Sondereigentums verlaufen an den Innenseiten der 
Wände, Decken und Böden des Sondereigentumskubus. Die Gren-
zen können nicht an anderer Stelle verlaufen, z. B. nicht mitten 
durch einen Raum, denn der Sondereigentumskubus wäre sonst 
nicht räumlich abgeschlossen, wie jedoch § 3 Abs. 3 WEG verlangt. 
Für den Aufteilungsplan folgt daraus, dass in den Grundrisszeich-
nungen die horizontalen Wandverläufe und in den Schnittzeich-
nungen die Böden und Decken mit eindeutiger Linie eingezeich-
net sein müssen. In der Praxis enthalten Zeichnungen mitunter 
eine Vielzahl von Linien, deren Sinn nicht eindeutig feststellbar ist. 
Solche Zeichnungen erfüllen nicht die Funktion eines Aufteilungs-
plans. Es muss klar sein, welche Linie eine Wand bzw. die räum-
liche Grenze des Sondereigentums darstellt. Gleiches gilt für die 
Darstellung einer Tür und eines Fensters. Fehlt es an dieser Klar-
heit, ist die Teilungserklärung nicht vollziehbar bzw. entsteht bei 
gleichwohl vollzogener Teilungserklärung im Grundbuch kein 
Sondereigentum an dem betroffenen Raum. 
 
Es existieren keine gesetzlichen Vorgaben dazu, wie Wände, Türen, 
Fenster etc. im Aufteilungsplan gezeichnet sein müssen. Weder 
das Bauamt noch das Grundbuchamt dürfen daher auf eine be -
stimmte Darstellungsweise bestehen. Die gewählte Darstellungs-
form muss lediglich eindeutig sein. 
 
Nach der Rechtsprechung des BGH verläuft die räumliche Grenze 
des Sondereigentums exakt dort, wo sie im Aufteilungsplan ein -
gezeichnet ist.28 Dies gilt auch dann, wenn die als Grenze fungie -
rende Wand in Wirklichkeit nicht dort verläuft, wo sie im Plan 
eingezeichnet ist oder gänzlich fehlt. Der BGH spricht insoweit 
von »Luftschranken«. Der (rechtlich fingierte) Sondereigentums-
kubus entsteht im Rahmen der dreidimensionalen Luftschranken 
und nicht innerhalb der tatsächlichen Bebauung, wenn die Be-

bauung von den durch den Aufteilungsplan definierten Luft-
schranken abweicht. Folglich kann die tatsächliche Bebauung 
nicht als ergänzende Informationsquelle herangezogen werden, 
wenn der Aufteilungsplan unscharf ist und der rechtlich maßgeb -
liche Grenzverlauf im konkreten Praxisfall bestimmt werden soll. 
Es hängt alles vom Aufteilungsplan (und dessen Qualität) ab.  
 
Der Aufteilungsplan muss somit hinsichtlich der räumlichen Gren-
zen des Sondereigentums eine hinreichende Darstellungsschärfe 
aufweisen. Es ist sicherlich nicht erforderlich, dass die Grenze des 
Sondereigentums auf 1 mm genau bestimmt werden kann. An-
dererseits wäre eine Unschärfe von z. B. einem halben Meter im 
Regelfall nicht hinnehmbar. Nach der (aufgehobenen) AVA von 
1974 sollte die Bauzeichnung einen Maßstab von 1 : 100 haben. 
Ein solcher Maßstab bedeutet, dass 1 mm auf dem Papier einer 
Strecke von 10 cm vor Ort entspricht. Eine Grenzverschiebung von 
10 cm kann bei einer Raumgrundfläche von 5 m x 5 m zu einer 
Mehr- oder Minderfläche von bis zu knapp 1 m2 führen.  
 
Angesicht der insbesondere in Großstädten vorzufindenden Qua -
dratmeterpreise von mehreren Tausend Euro und einem Trend zu 
immer kleineren Wohnungen kommt der genauen Fläche einer 
Wohnung immer größere Bedeutung zu. Die notwendige Dar -
stellungsschärfe für den Aufteilungsplan dürfte dann erreicht sein, 
wenn die verbleibende Unschärfe für das Verhältnis der Woh -
nungs eigentümer untereinander bei objektiver Betrachtung im 
Bereich des Unerheblichen liegt und für den Verkehrswert und die 
Gebrauchsfähigkeit der Wohnung vernachlässigt werden kann. 
Soweit ersichtlich, haben bislang weder Rechtsprechung noch 
Schrift tum konkrete »Toleranzwerte« als Anhaltspunkt genannt. 
Nach hier vertretener Ansicht sollte die Bauzeichnung im Regel -
fall eine solche Darstellungsschärfe aufweisen, bei der die räum-
lichen Grenzen des Sondereigentums mit einer Genauigkeit von 
+/– 5 cm vor Ort bestimmt werden können. Für die Bauzeichnung 
bedeutet dies, dass sie mit einer Genauigkeit von 0,5 mm zu zeich-
nen ist. Ein Maßstab von 1 : 100 ist zur Erreichung dieses Ziels 
geeignet.29 Natürlich kann auch ein kleinerer Maßstab verwendet 
werden.  
 
1.3.6  | Sonstige Darstellungsdetails 
 
Aus dem Wortlaut des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG und der Funktion 
des Aufteilungsplans folgt, dass die Bauzeichnung nur solche bau-
lichen Details und technischen Anlagen abbilden muss, die erfor -
derlich sind, um die Aufteilung des Gebäudes und des Grund-
stücks sowie die Lage und Größe der im Sondereigentum und der 
im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden Teile des Gebäudes, 
insbesondere die dreidimensionalen Grenzen des Sondereigen-
tums und des gemeinschaftlichen Eigentums, kenntlich zu ma -
chen. Nicht erforderlich sind daher im Regelfall die Darstellung von 
Sondereigentumsbestandteilen im Sinne des § 5 Abs. 1 WEG,30 
von Schmuckelementen an der Fassade, die genaue Gestaltung 
von Fensterelementen, die Öffnungsmodi von Türen, Türschwellen, 
die Positionierung von Heizkörpern und Versorgungsleitungen, 
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nichttragende Wände innerhalb eines Sondereigentumskubus, 
die Aufsicht des Daches, aus dem Gebäude herausragende 
Schorn steinzüge.  
 
Maßangaben sind in der Bauzeichnung nicht erforderlich, wenn die 
Zeichnung maßstabsgerecht erstellt ist und die Grenzen des Son-
dereigentums sich auch ohne Maßangaben eindeutig bestimmen 
lassen.31 Dies folgt aus einem Umkehrschluss zu (dem seit 1. De-
zember 2020 neu gefassten) § 3 Abs. 3 WEG, der Maßangaben nur 
bei Sondereigentumsflächen außerhalb von Gebäuden verlangt.  
 
Auf den Bauzeichnungen ist zu vermerken, auf welches Grund-
stück sich die Abbildung bezieht (postalische Anschrift oder An-
gabe der Grundbuchdaten) und was die einzelne Bauzeichnung 
abbildet (z. B. Hofansicht rechter Seitenflügel). Der Name des 
Grundstückseigentümers und der des Planerstellers müssen auf 
der Zeichnung nicht vermerkt werden. 
 
1.3.7  | Lageplan 
 
1.3.7.1 Erforderlichkeit eines Lageplans 
 
Zum 1. Dezember 2020 ist der Wortlaut des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
WEG geändert worden.32 Seitdem müssen aus der als Aufteilungs-
plan dienenden Bauzeichnung auch die Aufteilung des Grund-
stücks sowie die Lage und Größe der im Sondereigentum und der 
im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden Teile des Grund-
stücks ersichtlich sein. Diese Änderung des § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
WEG dürfte der Gesetzgeber allein deshalb vorgenommen haben, 
weil es nach der gleichzeitigen Neufassung des § 3 Abs. 2 WEG 
nunmehr möglich ist, Sondereigentum auf einen außerhalb des 
Gebäudes liegenden Teil des Grundstücks zu erstrecken und Son-
dereigentum an Außenstellplätzen zu begründen. Bis zum 30. No-
vember 2020 konnte Sondereigentum nur an Räumen innerhalb 
eines Gebäudes und an Stellplätzen in einer Sammelgarage be-
gründet werden. Sämtliche Flächen außerhalb eines Gebäudes 
standen nach alter Gesetzeslage zwingend im gemeinschaftlichen 
Eigentum. Deshalb war nach altem Recht nicht recht einzusehen, 
weshalb zum Aufteilungsplan auch ein Lageplan vom Grundstück 
gehören sollte, auf dem die Lage des oder der Gebäude auf dem 
Grundstück und die Grenzen des Grundstücks eingezeichnet 
sind.33 Die Außengrenzen des Grundstücks richten sich ohnehin 
ausschließlich nach der amtlichen Flurkarte, auch wenn das 
Grundstück in Wohnungseigentum aufgeteilt ist. Um die räum-
lichen Grenzen des Sondereigentums innerhalb eines Gebäudes 
bestimmen zu können, sind keine Informationen dazu erfor der -
lich, wo auf dem Grundstück sich das Gebäude befindet.  
 
Das OLG Hamm hat allerdings in einem Fall, in dem die aus einem 
Wohnhaus und mehreren Garagen bestehende Wohneigentums -
anlage erst noch errichtet werden sollte, entschieden, dass die 
Standorte der Garagenbauwerke (im zu entscheidenden Fall 
sollte das Innere der Garagen zu Sondereigentum erklärt werden) 
im Lageplan dargestellt sein müssten.34 Es genüge nicht, so das 
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OLG Hamm, die Größe der für die Garagenbauwerke vorgese-
henen Grundflächen zu bestimmen. Denn ohne die Bestimmung 
der räumlichen Lage der selbstständigen Baukörper bliebe völlig 
ungewiss, welcher Teil des Gesamtgrundstücks im gemeinschaft-
lichen Eigentum bleibe, auf welche Bodenfläche sich also die tat-
sächliche, vom Sondereigentum an den Garagen nicht beschränk -
te Herrschaftsgewalt aller Miteigentümer erstrecken sollte.  
 
Das BayObLG hat die Frage, ob sich aus dem Aufteilungsplan 
(Lageplan) auch die genaue Lage der Gebäude ergeben muss, 
wenn sich mehrere Bauwerke auf dem in Wohnungseigentum auf-
zuteilenden Grundstück befinden, ausdrücklich offengelassen.35 
 
Seit dem 1. Dezember 2020 bestimmt § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG, 
dass aus der als Aufteilungsplan dienenden Bauzeichnung auch 
die Aufteilung des Grundstücks sowie die Lage und Größe der im 
Sondereigentum und der im gemeinschaftlichen Eigentum ste-
henden Teile des Grundstücks ersichtlich sein müssen. Wird an 
Teilen des Grundstücks Sondereigentum begründet, muss somit 
die betreffende Fläche in einem Grundstückslageplan dargestellt 
und als Sondereigentum gekennzeichnet werden. Grundstücks-
bereiche, die nicht als Sondereigentum gekennzeichnet sind, ge-
hören automatisch zum gemeinschaftlichen Eigentum. 
 
Fraglich ist, ob eine Bauzeichnung vom Grundstück (Lageplan) 
auch dann erforderlich ist, wenn kein Sondereigentum an Flächen 
außerhalb des oder der Gebäude(s) begründet wird.36 Für das Er-
fordernis eines Lageplans spricht zunächst der Wortlaut des § 7 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG, nach dem aus der Bauzeichnung nicht nur 
die zum Sondereigentum gehörenden Teile des Grundstücks, son-
dern auch die zum gemeinschaftlichen Eigentum gehörenden 
Teile des Grundstücks erkenntlich sein müssen, ohne dass danach 
unterschieden wird, ob an Teilen des Grundstücks Sondereigen-
tum begründet wird. Als weiteres Argument ließe sich anführen, 
dass auch dann, wenn am Grundstück kein Sondereigentum be-
gründet wird, der Aufteilungsplan zumindest diesen negativen 
Umstand klarstellen müsse. Andererseits ließe sich einwenden, 
dass es einer solchen Klarstellung zur Erreichung der sachenrecht-
lichen Bestimmtheit nicht bedürfe, weil aus § 1 Abs. 5 WEG ohne-
hin folgt, dass alle Räume und Flächen der Wohnanlage, die nicht 
ausdrücklich zu Sondereigentum erklärt sind, zum gemeinschaft-
lichen Eigentum gehören. Zudem ließe sich der Umstand, dass am 
Grundstück kein Sondereigentum bestehen soll, auch im Text der 
Teilungserklärung mit Worten klarstellen. 
 
Nach hier vertretener Ansicht ist § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG teleo -
logisch dahin gehend zu reduzieren, dass der Aufteilungsplan nur 
dann zwingend eine Bauzeichnung vom Grundstück umfassen 
muss, wenn an Teilen des Grundstücks Sondereigentum begrün-
det wird. Hier muss der Lageplan auch nur insoweit das Grund-
stück abbilden, als dies zur eindeutigen Kennzeichnung der Son-
dereigentumsflächen erforderlich ist. Im Ausnahmefall kann ein 
Lageplan auch dann erforderlich sein, wenn sich auf dem Grund-
stück mehrere Gebäude mit Sondereigentumsräumen befinden 

und der Lageplan erforderlich ist, um die Gebäude bzw. Woh -
nungs eigentumseinheiten auseinanderhalten zu können.37 Im 
Einzelfall können auch Lagepläne genügen, die das Grundstück 
nur ausschnittsweise darstellen.  
 
Wird das Grundstück der Wohnanlage nach erfolgter Aufteilung 
in Wohnungs- und Teileigentum durch Hinzuerwerb eines weite -
ren Grundstücks erweitert (ohne daran Sondereigentum zu be-
gründen), bedarf es somit auch keiner Ergänzung des Aufteilungs-
plans um die neue Grundstücksfläche.  
 
1.3.7.2 Maßangaben im Lageplan 
 
§ 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG wird durch § 3 Abs. 3 WEG wie folgt er-
gänzt: »Sondereigentum soll nur eingeräumt werden, wenn die 
Wohnungen oder sonstigen Räume in sich abgeschlossen sind und 
Stellplätze sowie außerhalb des Gebäudes liegende Teile des Grund-
stücks durch Maßangaben im Aufteilungsplan bestimmt sind.«  
 
Diese Formulierung wirft die Frage auf, welche zusätzlichen Infor-
mationen die Maßangaben liefern sollen, wenn der das Grund-
stück darstellende Lageplan (gemäß § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG) 
ohnehin so gezeichnet sein muss, dass daraus die Grenzen des 
Sondereigentums ersichtlich sind, was eine maßstabsgerechte 
Zeichnung erforderlich macht. Einem maßstabsgerechten Plan 
lassen sich durch Verwendung eines Messinstruments alle not-
wendigen Maße entnehmen. Zusätzliche Maßangaben sind nicht 
erforderlich; sie bergen eher die Gefahr, mit der maßstabsgerech-
ten Zeichnung nicht übereinzustimmen. Lässt sich in einem 
solchen Fall durch Auslegung nicht eindeutig klären, wo die Gren-
zen des Sondereigentums verlaufen, schlägt die Begründung von 
Sondereigentum an dieser Fläche fehl.  
 
Des Weiteren fragt sich, welche und wie viele Maßangaben der 
Plan enthalten muss, um den Anforderungen des § 3 Abs. 3 WEG 
zu genügen, zumal es sich nur um eine Soll-Bestimmung handelt. 
Im Gesetzestext heißt es kurzgefasst: Die Teile des Grundstücks, an 
denen Sondereigentum begründet wird, sollen durch Maßanga -
ben bestimmt sein. Damit dürften sämtliche Angaben von Maßen 
gemeint sein, auf die ein Vermesser zugreifen können muss, um die 
Grenzen vor Ort auf dem Grundstück abstecken zu können. Dies 
werden in erster Linie Streckenmaße an den Grenzen des Sonder -
eigentums sein, bei kompliziert geschnittenen Flächen können 
auch Angaben zu Durchmesser, Winkel und Flächengröße erfor -
der lich sein. Weiterhin sind auf dem Lageplan Maßangaben zur 
Positionierung der Sondereigentumsfläche auf dem Grundstück 
anzugeben, wie z. B. die Streckenlänge zwischen Sondereigen-
tumsfläche und katastermäßiger Außengrenze des Grundstücks.38  
 
In § 6 der AVA heißt es zu Maßangaben im Aufteilungsplan: Die 
Maßangaben zu Stellplätzen und Teilen des Grundstücks müssen 
es ermöglichen, die Größe und Lage der zum Sondereigentum ge-
hörenden Flächen ausgehend von den Grenzen des Grundstücks 
oder eines Gebäudes zu bestimmen.  
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Aber wie bereits ausgeführt, sind solche Angaben zur sachen-
rechtlichen Bestimmtheit nicht erforderlich, wenn der Lageplan 
maßstabsgerecht erstellt ist. Womöglich hat dieser Umstand den 
Gesetzgeber veranlasst, § 3 Abs. 3 WEG nur als Soll-Vorschrift aus-
zugestalten. Dem Grundstückseigentümer hilft dies allerdings 
wenig, da das Grundbuchamt die Vollziehung der Teilungserklä-
rung im Grundbuch davon abhängig machen kann, dass Soll-Vor-
schriften eingehalten werden (andernfalls hätte die Soll-Vorschrift 
keinerlei Bedeutung). Vermutlich will der Gesetzgeber mit der 
Konstruktion als Soll-Bestimmung zum Ausdruck bringen, dass 
auch dann Sondereigentum an einer Grundstücksfläche ent-
stehen kann, wenn das Grundbuchamt die Teilungserklärung trotz 
fehlender Maßangaben im Grundbuch vollzogen hat und die sa-
chenrechtliche Bestimmtheit auch ohne die Maßangaben ge-
geben ist.  
 
Gehört im konkreten Fall zum Aufteilungsplan auch ein Lageplan 
vom Grundstück, muss es sich hierbei nicht um einen Amtlichen 
Lageplan handeln.39 Schneider hielt schon nach alter Gesetzes-
lage stets einen Amtlichen Lageplan für erforderlich, der den 
Stand ort des oder der Gebäude(s) auf dem Grundstück wieder-
gibt. Schneider führt allerdings nicht aus, weshalb ein von nicht 
 amtlicher Stelle gefertigter Lageplan nicht genügen soll, wenn ein 
solcher Plan inhaltlich zutreffend ist. Für die aus Grundrissen, An-
sichten und Schnitten bestehenden Gebäudepläne ist anerkannt, 
dass ihre inhaltliche Richtigkeit nicht von amtlicher Stelle be stätigt 
sein muss. Nicht einzusehen ist, weshalb das beim Lageplan an -
ders sein soll, zumal das Gesetz dazu nichts regelt und auch Sinn 
und Zweck des Aufteilungsplans dies nicht erforderlich machen. 
Zur Erreichung der sachenrechtlichen Bestimmtheit genügt es, 
wenn der Plan inhaltlich zutreffend und hinsichtlich der Abgren-
zung von Sondereigentum und gemeinschaftlichem Eigentum 
eindeutig ist. 
 
1.3.7.3 Darstellung beweglicher Stellplätze 
 
Die Rechtsprechung zu der bis zum 30. November 2020 gelten -
den Fassung des WEG verneinte die Möglichkeit von Sonder -
eigentum an beweglichen Garagenstellplätzen, z. B. solchen auf 
Duplexparkern. Als Begründung wurde angeführt, bei Stellplät-
zen auf beweglichem Untergrund handele es sich nicht um 
Räume (kubische Gebilde). Seit dem 1. Dezember 2020 hat § 3 
Abs. 1 Satz 2 WEG folgenden Wortlaut: »Stellplätze gelten als 
Räume im Sinne des Satzes 1.« In der Begründung zum Gesetz -
entwurf der Bundesregierung heißt es, aus der neuen Gesetzes-
formulierung könne der Schluss gezogen werden, fortan sei es 
möglich, an Stellplätzen jeglicher Art, also auch an beweglichen 
Stellplätzen, wie solchen auf Duplexparkern, Sondereigentum zu 
begründen.40 In der Literatur hat dies bereits Zustimmung ge-
funden.41 Ob diese Annahme inhaltlich zutreffend ist, soll hier 
nicht hinterfragt werden.  
 
Folgt man dieser Annahme, stellt sich die Folgefrage, wie sol - 
che Stellplätze im Aufteilungsplan darzustellen sind. Gemäß § 3 

Abs. 3 WEG müssen die Stellplätze durch Maßangaben im Auf tei -
lungsplan bestimmt sein. Hinsichtlich der allgemeinen Anfor de -
rungen an solche Maßangaben sei auf die obigen Ausführungen 
unter 1.3.7.2 verwiesen. 
 
Bei Stellplätzen auf beweglichem Untergrund besteht jedoch die 
Besonderheit, dass sie sich an unterschiedlichen Orten innerhalb 
der Sammelgarage oder im Freien befinden können. Der Auftei-
lungsplan muss daher wiedergeben, innerhalb welcher Grenzen 
sich die Stellplatzfläche bewegen kann. Ohne eine solche Darstel-
lung wäre der jeweilige Sondereigentumsbereich nicht mit der 
gebotenen sachenrechtlichen Klarheit definiert. Bewegt sich ein 
Stellplatz beispielsweise nur in vertikaler Richtung zwischen zwei 
Maximalpunkten hin und her (z. B. auf einer Duplexhebebühne), 
ist der maximale Bewegungsbereich in einer Zeichnung eines 
Längsschnitts darzustellen; zusätzlich bedarf es der Darstellung 
des Stellplatzes in einer Grundrisszeichnung. Bei einem horizontal 
verschiebbaren Stellplatz ist der gesamte maximale Bewegungs-
bereich des Stellplatzes in einer Grundrisszeichnung darzustellen. 
Noch ungeklärt ist, ob es der Begründung von Sondereigentum 
an beweglichen Stellplätzen entgegensteht, wenn die Bewegungs -
bereiche mehrerer Stellplätze sich überschneiden.  
 
In § 7 Abs. 2 Sätze 2 und 3 der AVA heißt es zur Darstellung von 
Stellplätzen in der Bauzeichnung: In der Bauzeichnung muss jeder 
Stellplatz in einer Mehrfachparkanlage, an dem Sondereigentum 
begründet werden soll, eindeutig bezeichnet werden (z. B. »Nr. 5 
(oben)«, »Nr. 6 (unten)«). Zulässig ist es auch, jede Ebene einer 
Mehrfachparkanlage wie ein eigenständiges Stockwerk darzu -
stellen (z. B. »obere Stellplätze in den Mehrfachparkanlagen«, »un-
tere Stellplätze in den Mehrfachparkanlagen«). 
 
1.3.8  | Anforderung an Abgeschlossenheit der Räume 
 
Gemäß § 3 Abs. 3 WEG soll Sondereigentum an Räumen nur ein -
geräumt werden, wenn die Wohnungen oder sonstigen Räume in 
sich abgeschlossen sind. Die Abgeschlossenheit muss sich aus 
dem Aufteilungsplan ergeben und gemäß § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
WEG von der Baubehörde bescheinigt werden. 
 
Das Erfordernis der Abgeschlossenheit bezieht sich auf die zu 
einer Wohnungs- oder Teileigentumseinheit gehörenden Räume. 
Diese Räume müssen baulich so gestaltet sein, dass sie zu Be-
reichen des gemeinschaftlichen Eigentums und zu Räumen an-
derer Sondereigentumseinheiten durch Wände, Boden und Decke 
so vollständig baulich umschlossen sind, dass ein Eindringen 
durch Dritte gehindert ist.42 Tür- und Fensteröffnungen stehen der 
Abgeschlossenheit nicht entgegen, wenn die Öffnungen mit 
einem Türblatt bzw. mit Fensterflügeln (o. Ä.) ausgestattet sind 
und die Öffnungen sich somit verschließen lassen. Das Vorhan -
densein eines Türblatts muss sich aus dem Aufteilungsplan er-
geben, andernfalls entstünde der Eindruck, die Wohnung sei nicht 
abgeschlossen bzw. abschließbar. Das Vorhandensein einer Tür 
steht der Abgeschlossenheit auch dann nicht entgegen, wenn die 
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Tür sich in einer Trennwand zwischen zwei Sondereigentums -
einheiten befindet und als zweiter Rettungsweg dient und des -
halb jederzeit zu öffnen sein muss.43 
 
Der Abgeschlossenheit steht es nicht entgegen, wenn nicht sämt -
liche Räume einer Wohnungs- oder Teileigentumseinheit aneinan-
dergrenzen. So können zu einer Wohnungseigentumseinheit im 
Obergeschoss auch Sondereigentumsräume im Kellergeschoss 
des Hauses gehören. Das Erfordernis der Abgeschlossenheit ist in 
diesem Fall dann erfüllt, wenn jeder Raum bzw. jede Raumgruppe 
für sich abgeschlossen ist. 
 
Entgegen vereinzelt vertretener Ansicht44 betrifft die Frage, wie 
der (ungehinderte) Zugang zu den Sondereigentumsräumen er-
folgt, nicht die Abgeschlossenheit im Sinne des § 3 Abs. 3 WEG. 
Zutreffend ist zwar, dass die zu einer Wohnungseigentumseinheit 
gehörenden Sondereigentumsräume einen gesicherten Zugang 
haben müssen und der Zugang nur gesichert ist, wenn die Son-
dereigentumsräume über Flächen oder Räume des gemeinschaft-
lichen Eigentums (oder das Nachbargrundstück) erreichbar sind. 
Maßgebliche Norm ist insoweit aber § 5 Abs. 2 WEG, wonach Ein-
richtungen (z. B. Räume), die dem gemeinschaftlichen Gebrauch 
dienen, nicht Gegenstand des Sondereigentums sein können. 
Räume, auf deren Betreten ein Wohnungseigentümer zwingend 
angewiesen ist, um seinen Sondereigentumsbereich zu erreichen, 
stehen daher zwangsläufig im gemeinschaftlichen Eigentum. Dies 
gilt selbst dann, wenn der Raum baulich abgeschlossen wäre. Die 
bauliche Abgeschlossenheit im Sinne des § 3 Abs. 3 WEG einerseits 
und die Frage, ob ein Raum aufgrund seiner Funktion innerhalb 
des Gebäudes gemäß § 5 Abs. 2 WEG zwingend zum gemein-
schaftlichen Eigentum gehören muss, sind mithin unterschied-
liche Dinge. Dies verkennt auch die AVA, wenn es dort in § 5 Abs. 1 
Nr. 2 heißt, Räume seien abgeschlossen, wenn sie »einen eigenen 
abschließbaren Zugang unmittelbar vom Freien, von einem Trep-
penhaus oder einem Vorraum haben; der Zugang [darf] nicht über 
ein anderes Sondereigentum oder ohne dingliche Absicherung 
über ein Nachbargrundstück führen«. 
 
1.3.9  | Darstellung von Wasseranschluss, Ausguss, WC (?) 
 
Unter Ziffer 4 der (zwischenzeitlich aufgehobenen) AVA von 1974 
hieß es: »Eine Wohnung ist die Summe der Räume, welche die 
Führung eines Haushaltes ermöglichen; dazu gehören stets eine 
Küche oder ein Raum mit Kochgelegenheit sowie Wasserversor-
gung, Ausguss und WC.« Weiter bestimmte Ziffer 5 der AVA 1974: 
»Wasserversorgung, Ausguss und WC müssen innerhalb der 
Wohnung liegen.«  
 
Der gemeinsame Senat der Obersten Gerichte des Bundes hat im 
Beschluss vom 30. Juni 199245 ausgeführt, dass die AVA keine Ge-
setzesqualität habe und nur zur verwaltungstechnischen Um -
setzung des § 3 Abs. 3 WEG diene. Die AVA könne daher den ge-
setzlich vorgegebenen Abgeschlossenheitsbegriff nicht abändern, 
sondern müsse sich ihrerseits an ihm messen und nach ihm aus-
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legen lassen. Schon deshalb könne sie den – zuvor nach den 
Methoden der Gesetzesauslegung ermittelten – Inhalt des Abge -
schlossenheitsbegriffs nicht durch zusätzliche Anforderungen ver-
engen. Die Formulierung »in sich abgeschlossen« werde bei sys-
tematischer und teleologischer Auslegung vom sachenrechtlichen 
Bedarf der Eigentumsabgrenzung im Sinne der Rechtsklarheit 
bestimmt. Der Gemeinsame Senat der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes hat in der genannten Entscheidung ausgesprochen, dass 
die Abgeschlossenheit von Sondereigentumsräumen entgegen 
der AVA nicht davon abhänge, ob die Trennwände und Trenn-
decken den Anforderungen entsprechen, die das Bauordnungs-
recht des jeweiligen Bundeslandes aufstellt.  
 
Diese höchstrichterliche Aussage lässt sich auch auf alle anderen 
in der AVA genannten Anforderungen übertragen, die über die 
Anforderungen des Wohnungseigentumsgesetzes an die Abge -
schlossenheit hinausgehen. Dies gilt z. B. für das Vorhandensein 
von Wasserversorgung, Ausguss und WC. Das Wohnungseigen-
tumsgesetz macht die Abgeschlossenheit nicht von solchen tech-
nischen Einrichtungen abhängig. Es trifft zwar zu, dass Räume nur 
dann als Wohnung genutzt werden können, wenn diese über Was-
seranschluss, Ausguss und WC verfügen. Allerdings hängt die Ent-
stehung von Wohnungseigentum von solchen Einrichtungen 
ebenso wenig ab wie von der Existenz von Stromanschluss und 
Heizung oder gar ausreichender Belüftung und Belichtung. Das 
Wohnungseigentumsgesetz stellt keine unterschiedlichen bau-
lichen Anforderungen an Wohnungseigentum einerseits und an 
Teileigentum andererseits. Die Bundesregierung ist beim Erlass 
der AVA 2021 der höchstrichterlichen Rechtsprechung gefolgt und 
hat das Erfordernis von Wasseranschluss, Ausguss und WC aus der 
AVA vollständig gestrichen. 
 
Soweit das Wohnungseigentumsgesetz zwischen Wohnungsei-
gentum und Teileigentum unterscheidet, hat dies nur Bedeutung 
für die Grenzen der zulässigen Nutzung. Bei Wohnungseigentum 
kann jedes Mitglied der Wohnungseigentümergemeinschaft ver-
langen, dass das Sondereigentum grundsätzlich nur zu Wohn zwe -
cken genutzt wird. Teileigentum darf zu allen anderen Zwecken, 
nur nicht zu Wohnzwecken genutzt werden. Die Begründung von 
Wohnungseigentum hängt aber nicht davon ab, ob die bauliche 
Ausgestaltung der Sondereigentumsräume eine Wohnnutzung er-
möglicht. Sofern zu Wohnzwecken bestimmte Räume z. B. über 
keinen Wasseranschluss verfügen, wird der Eigentümer dieser 
Räume von den anderen Miteigentümern verlangen können, dass 
diese der Verlegung eines Wasseranschlusses zustimmen, damit 
die Räume zweckbestimmungsgemäß genutzt werden können. 
 
Sofern die Gerichte bislang entschieden haben, dass die Abge -
schlossenheit einer Wohnung von Wasseranschluss, Ausguss und 
WC abhänge, erfolgte dies ausschließlich unter (stillschweigender) 
Bezugnahme auf die AVA 1974 und unter Verkennung der Rechts -
natur der AVA als bloße Verwaltungsvorschrift.46 Zwischenzeitlich 
hat das Kammergericht unter Verweis auf die neue AVA seine bis -
herige Rechtsprechung ausdrücklich aufgegeben.47 
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1.3.10  | Angaben zur Nutzungsart 
 
Der Aufteilungsplan trifft seiner Funktion nach keine Aussage über 
die Nutzung der dargestellten Räume, Flächen und Einrichtungen. 
Solche Angaben im Aufteilungsplan sind daher nicht erforderlich, 
andererseits aber auch nicht unzulässig. Sie haben nur dann recht-
liche Relevanz für das Verhältnis der Wohnungseigentümer un-
tereinander und werden nur dann zum Inhalt des Sondereigen-
tums, wenn eine Vereinbarung im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2 WEG 
dies ausdrücklich bestimmt.48 
 
1.3.11  | Nummerierung des Sondereigentums 
 
Gemäß § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz WEG sind alle zu 
demselben Wohnungseigentum gehörenden Einzelräume und 
Teile des Grundstücks mit der jeweils gleichen Nummer zu kenn-
zeichnen.  
 
Darin stecken zwei Vorgaben des Gesetzes. Zum einen müssen 
alle Einzelräume, die zum Sondereigentum gehören sollen, im 
Aufteilungsplan mit einer Nummer gekennzeichnet sein. Zum an-
deren sind alle Sondereigentumsräume oder -flächen, die zu dem-
selben Wohnungseigentum gehören, mit der jeweils gleichen 
Nummer zu kennzeichnen. 
 
Sinn und Zweck der gesetzlichen Vorgabe wird darin gesehen, 
eine eindeutige Zuordnung der Räume zum Sondereigentum und 
eine eindeutige Zuordnung der Einzelräume zu einer bestimmten 
Wohnungseigentumseinheit zu erreichen.49 
 
Eine »Nummer« ist nach allgemeinem Sprachverständnis ein Iden-
tifikator, der zur Kennzeichnung und Ordnung von Objekten (hier 
Sondereigentumsräumen) geeignet ist. Eine Nummer kann aus 
Zahlen, Buchstaben oder anderen Zeichen bestehen. In der Praxis 
werden überwiegend Zahlen, aber auch Buchstaben oder Kom-
binationen aus beiden verwendet. Es sind also nicht nur Zahlen 
gestattet.50 
 
Zum Teil werden auch andere Kennzeichnungen im Aufteilungs-
plan als zulässig erachtet, wenn das Ziel des Gesetzes (eindeutige 
Zuordnung) erreicht wird. So wird es teilweise als zulässig ange-
sehen, wenn nur einer der zusammengehörenden Sondereigen-
tumsräume mit einer Nummer gekennzeichnet und die Zugehö-
rigkeit aller zu der jeweiligen Nummer gehörenden Einzelräume 
mittels farbiger Umrandung der Außengrenzen der Sondereigen-
tumseinheit zum Ausdruck gebracht wird.51 
 
Die Nummerierung der Einheiten muss nicht fortlaufend sein.52 
Eine fortlaufende Nummerierung ist weder nach dem Gesetzes-
wortlaut gefordert noch nach Sinn und Zweck des Gesetzes er-
forderlich. 
 
Nicht zulässig ist es, mehrere Einheiten mit derselben Nummer zu 
kennzeichnen. Dies gilt auch dann, wenn die mit derselben Num -

mer gekennzeichneten Einheiten eine unterschiedliche Zweck-
bestimmung haben.53 Denn der Aufteilungsplan trifft nach der 
gesetzgeberischen Konzeption keine Aussage über die Zweck -
bestimmung einer Einheit.  
 
Zur Kennzeichnung der zum gemeinschaftlichen Eigentum gehö-
renden Räume und Grundstücksflächen im Aufteilungsplan regelt 
das Gesetz nichts. Folglich bedürfen diese Räume und Flächen 
keiner besonderen Kennzeichnung als gemeinschaftliches Eigen-
tum. Insbesondere müssen diese Räume und Flächen nicht mit 
einem »G« gekennzeichnet werden. Andererseits wäre eine solche 
Kennzeichnung auch nicht unzulässig. Die Zuordnung eines Rau -
mes oder einer Fläche zum gemeinschaftlichen Eigentum folgt 
aus § 1 Abs. 5 WEG, wonach gemeinschaftliches Eigentum all jene 
Räume und Flächen sind, die im Aufteilungsplan nicht als Sonder -
eigentum ausgewiesen sind. 
 
Ist ein Einzelraum (z. B. Kellerabteil) im Aufteilungsplan mit einer 
Nummer als Sondereigentum gekennzeichnet und bescheinigt 
die Abgeschlossenheitsbescheinigung die Abgeschlossenheit 
dieses Raumes, dann kann der teilende Eigentümer diesen Raum 
in der Teilungserklärung gleichwohl zu gemeinschaftlichem Ei-
gentum erklären.54  
 
Ein Verstoß gegen § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WEG ist damit nicht verbun -
den, weil diese Norm nicht regelt, wie gemeinschaftliches Eigentum 
im Aufteilungsplan zu kennzeichnen ist. Die Begründung von Son-
dereigentum und gemeinschaftlichem Eigentum richtet sich nicht 
allein nach dem Aufteilungsplan und der Abgeschlossenheitsbe -
scheinigung, sondern auch nach dem textlichen Teil der Teilungs -
erklärung. Bestimmt die Teilungserklärung, dass ein bestimmter – 
in sich abgeschlossener – Raum abweichend vom Aufteilungsplan 
gemeinschaftliches Eigentum sein soll, dann ist die sachenrecht-
liche Zuordnung bezüglich dieses Raumes eindeutig. In diesem Fall 
werden die Möglichkeiten des Aufteilungsplans und der Abge -
schlossenheitsbescheinigung lediglich nicht voll ausgeschöpft. 
 
Bescheinigt die Abgeschlossenheitsbescheinigung hingegen die 
Abgeschlossenheit mehrerer nebeneinanderliegender, durch 
Türen verbundener und zu derselben Sondereigentumseinheit 
gehörender Räume, dann bezieht sich die Aussage zur Abge -
schlossenheit im Zweifel auf die Außengrenzen der Raumgruppe, 
sodass es ohne neue Abgeschlossenheitsbescheinigung grund-
sätzlich nicht möglich ist, einen dieser Räume entgegen der Dar-
stellung im Aufteilungsplan dem gemeinschaftlichen Eigentum 
zuzuweisen. 
 
1.3.12  | Sondernutzungsbereiche 
 
Der Aufteilungsplan hat mit der Begründung von Sondernut-
zungsrechten an Räumen oder Flächen im Grundsatz nichts zu 
tun. Denn die Begründung von Sondernutzungsrechten betrifft 
weder die Abgrenzung noch die Abgeschlossenheit von Sonder -
eigentum und gemeinschaftlichem Eigentum.  
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Gleichwohl verbietet das Gesetz nicht, im Aufteilungsplan auch 
Sondernutzungsbereiche auszuweisen. Für die Erteilung der Ab-
geschlossenheitsbescheinigung ist die Darstellung von Sonder-
nutzungsbereichen ohne jede Bedeutung. Das in § 7 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 zweiter Halbsatz WEG geregelte Nummerierungserfordernis 
gilt für Sondernutzungsbereiche nicht.  
 
 
1.4  | Unterschrift und Siegel/Stempel  

des Bauamts 
 
Die als Aufteilungsplan dienende Bauzeichnung muss mit Unter-
schrift und Siegel oder Stempel der Baubehörde versehen sein  
(§ 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 WEG). Die Unterschrift muss von einem 
zeichnungsberechtigten Behördenmitarbeiter stammen. Beim 
Siegel handelt es sich um ein eingedrücktes Zeichen auf Oblate 
oder Papierstück; ein Stempel erzeugt einen Farbdruck. Siegel 
oder Stempel müssen auf die ausstellende Behörde hinweisen. 
 
Bei der aufzubringenden Unterschrift und dem Siegel- bzw. Stem-
pelabdruck muss es sich um das Original handeln. Eine Kopie der 
Unterschrift oder des Siegel- bzw. Stempelabdrucks genügt 
nicht.55 Ist zweifelhaft, ob es sich um eine Kopie oder das Original 
handelt, geht dies im grundbuchlichen Eintragungsverfahren zu-
lasten des Antragstellers (teilenden Eigen tümers).56 
 
Für die Grundbucheintragung ausreichend ist aber auch eine öf-
fentlich oder notariell beglaubigte Abschrift des mit Original -
unterschrift und originalem Siegel- oder Stempelabdruck versehe -
nen Aufteilungsplans. Denn auch ein solches Dokument genügt 
den Anforderungen des § 29 Abs. 1 GBO. 
 
Besteht der Aufteilungsplan aus mehreren Blättern, genügen  
Unterschrift und Siegel/Stempel auf einem der Blätter, wenn die 
Blätter nach den für eine öffentliche Urkunde geltenden Bestim-
mungen fest miteinander verbunden sind.57 Sind die Blätter nicht 
miteinander verbunden, ist jedes Blatt vom Behördenmitarbeiter 
zu unterschreiben und zu siegeln/zu stempeln und es bedarf da-
rüber hinaus einer amtlichen Angabe, aus wie vielen Blättern der 
Aufteilungsplan besteht. Diese Angabe kann auch in der amt -
lichen Abgeschlossenheitsbescheinigung enthalten sein. 
 
 
1.5  | Ersteller der Bauzeichnung 
 
Ohne Bedeutung ist, wer die Bauzeichnung erstellt hat.58 Die Bau-
zeichnung muss also nicht von einem Architekten oder Vermesser 
oder einer sonstigen Person mit besonderer Qualifikation oder Zu-
lassung erstellt worden sein. Auch ist nicht erforderlich,59 die Iden-
tität des Erstellers auf der Bauzeichnung zu vermerken. 
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1.6  | Vollzug der Teilungserklärung  
im Grundbuch trotz Mängeln des  
Aufteilungsplans oder der  
Abgeschlossenheitsbescheinigung 

 
Formale Mängel des Aufteilungsplans hindern die Entstehung von 
Wohnungseigentum nicht, wenn das Grundbuchamt die Teilungs -
erklärung im Grundbuch vollzieht. Das Grundbuchamt ist aller -
dings berechtigt, den Eintragungsantrag des teilenden Eigen-
tümers zurückzuweisen oder eine Zwischenverfügung zu erlassen, 
wenn der Aufteilungsplan den gesetzlichen Anforderungen nicht 
entspricht. Fehlt ein Aufteilungsplan allerdings gänzlich oder weist 
er Mängel solcher Art auf, die eine eindeutige Zuordnung von 
Sondereigentum und gemeinschaftlichem Eigentum unmöglich 
machen, entsteht – je nach Reichweite des Mangels – trotz Grund-
bucheintragung entweder an den betroffenen Räumen kein Son-
dereigentum oder die Aufteilung des Grundstücks in Wohnungs -
eigentum ist in Gänze unwirksam.
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